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WILLENSERKLÄRUNG
der Teilnehmer der Alternativen Einheitsfeier

gegen Kriegstreiberei und Sozialabbau – für universelle Menschenrechte im geeinten Deutschland
vom 2. Oktober 2008

Das politische Leben in den nächsten Jahren wird durch eine Vielzahl von Jubiläen historischer Ereignisse geprägt, 
die die Geschichte des deutschen Volkes einschneidend beeinflusst haben.

Dazu zählen insbesondere:
Die Novemberrevolution 1918, die den ersten Weltkrieg beenden half;
Die Gründung der KPD und die Ermordung ihrer politischen Führer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
1918/1919;
Die Entfesselung des 2. Weltkrieges durch Hitlerdeutschland 1939;
Die Annahme der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der UNO im Dezember 1948;
Die Gründung der BRD im September 1949;
Die Gründung der DDR im Oktober 1949;
Die allgemeine Öffnung der Staatsgrenze der DDR am 9. November 1989;
Der Anschluss der DDR an die BRD am 3. Oktober 1990.
Die nach 1945 erstmalige deutsche Kriegsbeteiligung bei der Zerstörung Jugoslawiens 1999.

Angesichts der Lehren aus diesen historischen Ereignissen erklären wir:
Die unter CDU- und SPD-Führung im Auftrag des Großkapitals seit dem Anschluss der DDR an die BRD verstärkt 
betriebene Innen- und Außenpolitik widerspricht in weiten und wesentlichen Teilen den Zukunftserfordernissen 
und -erwartungen des deutschen Volkes. Sie verstößt in hohem Maße gegen grundlegende Bestimmungen des 
Grundgesetzes der BRD und der Landesverfassungen.
Wir, die mehr als 500 Teilnehmer der Alternativen Protestveranstaltung am Vortag der 18. Wiederkehr des 
Anschlusses der DDR an die BRD, bringen zum Ausdruck, dass wir andere Vorstellungen über unser Leben als 
Mitglieder dieser Gesellschaft haben. 
Ein politischer Kurswechsel ist nötig! 
Deutschland darf nicht länger grundgesetzwidrig Kriegsteilnehmer und Kriegsbeförderer bei internationalen 
Konflikten sein. 

Wir fordern:

Blühende Landschaften sehen anders aus als verlassene Dörfer und Städte.
Wir fordern:

Wir, die Mitglieder, Sympathisanten und Freunde der im OKV e.V. solidarisch zusammen arbeitenden Vereine und 
Gesellschaften rufen die Bürger Deutschlands auf, sich ihrer Lebenserfahrungen und Kenntnisse aus der Zeit des 
Hitlerfaschismus, der Nachkriegszeit, der DDR und der BRD wahrheitsgemäß zu erinnern und Schlussfolgerungen 
für das eigene heutige Leben und politische Handeln, so auch bei den bevorstehenden Wahlen in Deutschland, zu 
ziehen.

Wir lehnen Schönfärberei in den Jahresberichten der Regierung zum „Tag der Deutschen Einheit“ ab.

Wir weisen die Verleumdungen der DDR im Antrag des Bundesvorstandes der CDU an den 22. Parteitag 
entschieden zurück.

Bringen wir Älteren unsere Erfahrungen und Kenntnisse für die Gestaltung einer optimistischen Zukunft für das 
eigene und das Leben unserer Kinder und Enkel ein!
Kämpfen wir Jüngeren für unsere friedliche, lebenswerte und würdevolle Zukunft!

Wer kämpft, kann verlieren. Wer nicht kämpft, hat schon verloren!

- Sofortige Beendigung der Kriegsbeteiligung in Afghanistan und anderen Orts.
- Keinerlei Beteiligung an der Vorbereitung und Führung neuer völkerrechtswidriger Kriege.

- Anerkennung und Realisierung der Einheit von politischen und sozialen Menschenrechten in ganz 
Deutschland gemäß UNO-Deklaration.

- Beendigung der Politik, Ostdeutsche als Bürger zweiter Klasse mit hoher verfestigter 
Arbeitslosigkeit, politisch motivierten geringen Arbeitseinkünften und Renten zu behandeln.

- Anerkennung des objektiven Verlaufes deutscher Geschichte und damit der Lebensleistung der 
DDR-Bevölkerung.

- Beendigung der Geschichtsfälschung bei öffentlichen politischen Auftritten und durch permanente 
einseitige Berichterstattung in den Print- und elektronischen Medien.
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